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Resolution der hessischen Ausländerbeiräte 
 
 

Das Recht auf Asyl verteidigen – Menschenrechte dürfen nicht zur Verhandlungsmasse 
werden 

 

 
Mit dem heutigen Inkrafttreten des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) 
erreicht eine Entwicklung ihren vorläufigen Höhepunkt, die wir seit Jahren mit Sorge 
beobachten: die schrittweise Aushöhlung des europäischen Flüchtlingsschutzes. 
 
Die Europäische Union wurde als Friedens- und Wertegemeinschaft gegründet. Zu diesen 
Werten gehören die Achtung der Menschenwürde, die Wahrung der Menschenrechte und 
das Recht auf Schutz vor Verfolgung. Mit GEAS entfernt sich Europa jedoch weiter von 
diesem Anspruch. Die europäische Menschenrechtskonvention muss als Garant für die 
gesetzlichen Anpassungen des Asylrechts gelten. Dies ist mit GEAS nicht gewährleistet.  
 
Die Reform steht für einen Paradigmenwechsel. Weg vom individuellen Schutzanspruch 
des Menschen, hin zu einer Politik der Abschreckung, Auslagerung und Abschottung. 
Beschleunigte Grenzverfahren, haftähnliche Unterbringung an den Außengrenzen und 
erleichterte Abschiebungen in sogenannte sichere Drittstaaten setzen das Signal, dass 
Schutzsuchende in erster Linie als Problem und nicht als Menschen mit Rechten betrachtet 
werden.  
 
Das Recht auf Asyl ist jedoch kein Gnadenakt von Staaten und keine Frage politischer 
Opportunität. Es ist die Konsequenz aus den Erfahrungen von Krieg, Vertreibung und 
staatlicher Verfolgung. Es gehört zu den grundlegenden Lehren des 20. Jahrhunderts. Wer 
dieses Recht einschränkt, greift einen zentralen Pfeiler der internationalen 
Menschenrechtsordnung an. 
 
Besonders kritisch sehen wir, dass mit GEAS Verfahren etabliert werden, die unter 
erheblichem Zeitdruck stattfinden und das Risiko fehlerhafter Entscheidungen erhöhen. 
Menschen, die vor Krieg, Folter, politischer- und religiöser Verfolgung oder existenzieller 
Not fliehen, benötigen individuelle und sorgfältige Verfahren. Rechtsstaatlichkeit darf nicht 
an Europas Außengrenzen enden. 
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Mit Sorge stellen wir fest, dass auch die Bundesregierung in den vergangenen Jahren 
wiederholt Verschärfungen des Asyl- und Aufenthaltsrechts mitgetragen oder selbst 
vorangetrieben hat. Viele Maßnahmen wurden mit dem Verweis auf gesellschaftliche 
Akzeptanz oder europäische Kompromisse begründet. Doch Grund- und Menschenrechte 
dürfen nicht dem politischen Zeitgeist unterworfen werden. Humanität ist keine 
Verhandlungsmasse. 
 
Deutschland trägt aufgrund seiner Geschichte eine besondere Verantwortung für die 
Verteidigung von Menschenrechten und internationalem Schutz. Diese Verantwortung 
endet nicht an den europäischen Außengrenzen. Gerade Deutschland müsste innerhalb 
Europas eine Stimme für Rechtsstaatlichkeit, Solidarität und den Schutz von Geflüchteten 
sein. 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Hessen warnt davor, migrationspolitische 
Herausforderungen vor allem durch Restriktionen und Abschreckung beantworten zu 
wollen. Fluchtbewegungen verschwinden nicht, weil Schutzrechte eingeschränkt werden. 
Die Folgen sind vielmehr gefährlichere Fluchtrouten, mehr Leid und eine weitere Erosion 
internationaler Schutzstandards. 
 
Wir stellen uns entschieden gegen die Normalisierung einer Politik, die Schutzsuchende als 
Sicherheitsproblem behandelt und humanitäre Verpflichtungen zunehmend relativiert. 
Eine demokratische Gesellschaft misst sich nicht daran, wie sie mit den Starken umgeht, 
sondern wie sie den Schutz der Schwächsten gewährleistet. 
 
Die agah fordert daher: 
 

• die konsequente Wahrung des individuellen Rechts auf Asyl und ein Ende 

von Verfahren, die eine umfassende Prüfung von Schutzgründen 

erschweren, 

• den Schutz von Kindern, Familien und anderen besonders schutzbedürftigen 

Personen vor Grenz- und Haftverfahren, 

• keine Abschiebungen in Drittstaaten, in denen ein wirksamer Schutz von 

Menschenrechten nicht zweifelsfrei gewährleistet werden kann, 

• den Ausbau sicherer und legaler Fluchtwege nach Europa, 

• eine gerechte Verteilung von Schutzsuchenden innerhalb Europas auf 

Grundlage von Solidarität statt Abschottung, 

• eine deutsche und europäische Flüchtlingspolitik, die sich an 

Menschenrechten, Humanität und internationaler Verantwortung orientiert. 

 

Die agah steht an der Seite all jener Menschen, die Schutz vor Krieg, Verfolgung und Gewalt 
suchen. Wir werden nicht schweigen, wenn fundamentale Rechte schrittweise 
eingeschränkt werden. Das Recht auf Asyl ist ein Menschenrecht. Es zu verteidigen ist eine 
Verpflichtung. 
 


